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Amtlithev Teil
Wohrrurrgsbaudarlehe « 1931

Die Mittel aus der Gebäudesondersteuer zur Förde¬
rung des Wohnungsbaues wurden durch die Notverord¬
nung des Reichspräsidenten vom 1 . Dezember 1930 auf
die Hälfte des für das Rechnungsjahr 1930 zur Verfü¬
gung stehenden Betrages herabgesetzt , um eine Senkung
der Realsteuern vornehmen zu können. Die Bestimmun¬
gen für die Gewährung von Baudarlehen mußten des-
halb in wesentlichen Punkten geändert werden , uin aus
dem verminderten Betrag noch möglichst viele Wohnun¬
gen erstellen zu können. Die neuen Landesbestimmun -
gen, die auch die Reichsgrundsätze für den Kleinwoh¬
nungsbau vom 10. Januar 1931 enthalten , sind in der
.Karlsruher Zeitung " — Staatsanzeiger vom 11 . Fe¬
bruar 1931, Nr . 35, veröffentlicht worden . Die Bestim¬
mungen bezwecken eine Verminderung der Wohngrößen ,
eine Vereinfachung der Ausstattung , eine Senkung der
Baukosten und eine Ermäßigung der Mieten ; die öffent¬
lichen Baudarlehen sollen weitgehend durch Zinszuschüsse
und Bürgschaften ersetzt werden . Die bisherige dezentrali¬
sierte Verwaltung der Wohnungsbaumittel , die sich be¬
währt hat, ist möglichst weitgehend beibehalten worden .
Anträge auf Gewährung von Baudarlehen sind wie bis¬
her beim Bürgermeister einzureichen.

Die Landesbestimmungen und Formblätter sind bei
der Druckerei G . Braun G . m. b . H . in Karlsruhe , Karl -
Friedrich-Str . 14, erhältlich.

Die iUebertvagtttts dev KetthSban -
« rßsabe« ost die Berr»rAd« tSmtev

Mehreinnahmen für Baden — Einsparungen des Reiches
Im Haushaltsausschuß des Reichstags wurde am Mittwochbei der Aussprache über den Haushalt des Reichsfinanzmini¬

steriums von verschiedenen Ausschußmitgliedern erklärt , daßder Versuch , der in Baden mit der Übertragung der Reichs¬
baugeschäfte an die badischen Bezirksbauämter gemacht wor¬
den sei, nach den ihnen zugegangenen Mitteilungen als miß¬
lungen anzusehen sei . Der badische Bevollmächtigte zumNeichsrat, Oberfinanzrat Stöckinger, trat namens der badi¬
schen Regierung diesen Behauptungen entgegen und wies sie
auf das entschiedenste zurück . Soweit Beanstandungen des
Vertreters des Reichsfinanzministeriums dem badischen Fi¬
nanzminister zur Kenntnis gekommen seien, sei der badische
Finanzminister diesen sofort mit allem Nachdruck nachgegan-
gen . Die nähere Untersuchung habe in der Regel eine Ent¬
lastung für die badischen Bezirksbauämter ergeben. In ver¬
schiedenen Fällen seien völlig unwichtige Vorkommnisse, bei
denen die Ursache meistens gänzlich außerhalb des Einflussesder Bezirksbauämter lagen, zu Vergehen der betreffenden Be-
ztrksbauämter aufgebauscht worden. Der badische Finanzmini¬
ster begrüße die Erklärung des Reichsfinanzministers ; sobaldes ihm seine Zeit erlaube , persönlich in Karlsruhe mit ihmüber diese Fragen zu verhandeln , denn auch er habe den
Wunsch nach derartigen Verhandlungen . Auf jeden Fall aber
werde die badische Regierung für eine Übertragung der Reichs¬
bauaufgaben auf die badischen Bezirksbauämter auch weiterhineintreten , weil nach ihrer Ansicht es von der Öffentlichkeit in
Baden nicht verstanden würde , wenn bei der heutigen allge¬meinen Notlage, in der die Vereinfachung und Verbilligungder öffentlichen Verwaltung zum unabweisbaren Gebot der
Stunde geworden ist, in Baden die abgeschafften Reichsbau-
ümter wieder von neuem entstehen würden .

Wenn der Abg . Eremer (D . Vp .) schließlich behaupte, daß
nach ihm mitgeteilten Unterlagen die Übertragung der Reichs¬
baugeschäfte an die badischen Bezirksbauämter den badischen
Haushalt mit Mehrausgaben nicht unwesentlich belasten und
andererseits den ReichsHaushalt nicht entlasten , so müsse dem
entgegengehalten werden, daß nach Feststellungen des badischen
Finanzministeriums auf Grund des rechnerischen Ergebnissesdie Auswirkung der Übertragung der Reichsbauverwaltung an
die Bezirksbauämter für die Zeit vom 1 . Oktober 1927 bis
31 . März 1929 für Baden in künftigen Jahren mit Mehrein¬
nahmen von jährlich rund 20 000 Reichsmark und für das
Reich mit Einsparungen von rund 40—60 000 Reichsmark ge¬
rechnet werden könne .

Von Zentrumsseite wurde die Reichsregierung gebeten, in
Form einer Denkschrift dem Ausschuß mitzuteilen , wie hoch die
Kosten der Reichsbauverwaltung sind und wie hoch die Kosten
sich belaufen würden , wenn im ganzen Reiche der in Baden be¬
stehend« Zustand eingeführt werden würde.
Die Beleihung der Reichsbahuvorzugsuktie «
Wie aus Berlin gemeldet wird, ist die Aktion deS ReichS-

finanzministers wegen der Bevorfchuffu«, der Zahlnnge « fite»ie Eisentzahnvarzugsaktte» am Mittwoch endgültig abgeschloffr »
worden. Auch die englische und die französische Bankengruppe ,deren Unterschriften noch auSstanden, find dem Abkommen
nunmehr beigetreten.

Die Bedeutung dieser Transaktion liegt nach der Ansicht po¬litischer Kreise weniger in der Höhe deS Betrage », der sichnur anf 13V Millionen beläuft , als vielmehr in der Tatsache,daß auch maßgebende französische und englische Finanzkreise
sich an dem Geschäft beteiligt haben. Man sieht darin einen
Beweis dafür , daß auch das Vertrauen in die Entwicklung der
deutschen Verhältnisse auch im Ausland wiederkehrt.

Letzte Nachrichten
£ttim wetteren Älbftvttbe

von den BeanttengedSttevn
Die Einsparungen beim Reichsfinanzministerium

BDZ . B e r l i n , 12. Febr . (Priv .-Tel.) Der Haushalts -
auSschuß des Reichstages setzte heute die Beratungen
über de« Etat des Reichsfinanzministeriums fort . Auf ver¬
schiedene, in der Debatte vorgetragene Bemängelungen wieS
der Reichsfinanzmini st er entschieden die An¬
nahme zurück , als ob geplant sei, an den Beamten »
gehältern noch weitere Abstriche z« machen .

Die Berichte des Rechnungshofes über die Finanzämterund Landesfinanzämter (die eine recht bedenkliche Ausgaben¬wirtschaft festgeftellt haben) seien erst vor einigen Tagen im
Reichsfinanzministerium eingegangen. Er werde anordnen ,daß die Berichte, ohne daß er sie selbst vorher gelesen Hab«,sofort gedruckt und dem Ausschuß vorgelegt werden. Das sei
Wohl Beweis genug, daß er nie die Absicht gehabt habe, irgend¬etwas zu vertuschen. Im übrigen sei der Rechnungshof nichtdie geeignete Instanz , die Finanzämter zu prüfen . DaS
Personal des Reichsfinanzmmisteriums werde am Schlußdieses Jahres um 100 Köpfe verkleinert worden sein. Er habedie Personalabteilung aufgelöst und die Personalfragenden einzelnen Ministerialdirektoren übertragen . Er sei etwa»überascht worden, durch die Angriffe wegen der Abschaf¬fung der Personalabteilung gerade von der Seite , die sonstimmer größte Sparsamkeit gefordert habe. Er sei fest ent»
schloffen, auf weitere Sparsamkeit hinzuarbeiten . Allein in
diesem Jahre seien 34 Millionen Reichsmark am Etat de»
Reichsfinanzministeriums abgesetzt worden.

Die bayerische« Kathottke«
gegen de« Nationalsozialismus

WTB . München, 12. Febr . (Tel.) Die Verordnungsblätterder acht bayerischen Diözesen veröffentlichen einen längerenArtikel, der eine Warnung der Bischöfe, als Wächter der kirch-
sichen Glaubenslehre , vor dem Nationalsozialismus , mit Rück¬
sicht auf seine mit der katholischen Lehre nicht zu vereinbaren¬den Auffassung enthält . Den katholischen Geistlichen sei strengverboten, an der nationalsozialistischen Bewegung in irgend¬einer Weise mitzuarbeiten . Die Teilnahme von National¬
sozialisten an gottesdienstlichen Veranstaltungen in Uniformsei und bleibe verboten.

Deutsch-italieuische Austauscharbeit
CNB. Rom, 12. Febr . (Prio .-Tel .j Der Minifterrat hateinen Gesetzentwurf über die Gründung eines italienischenInstituts für germanistische Studien in Rom und eines ita¬

lienisch -deutsche« Instituts in Köln gebilligt. In der Begrün¬dung heißt , es, daß der hauptsächlichste Zweck dieser Institutesein wird, die Beziehungen zwischen Italien und Deutschlandauf kulturellem und wirtschaftlichem Gebiete enger zu ge-
statten und zu einer befferen Kenntnis der lateinisch-deutschenWelt beizutragen.

Sechs Opfer politischer Zusammenstöße
i« Leipzig

WTB . Leipzig , 12. Febr . (Tel .) . Zu schweren Zusammen -
stöße » kam es gestern abend nach Schluß einer der drei natio¬
nalsozialistischen Kundgebungen zwischen Kommunisten und
Nationalsozialisten . In einer der Versammlungen trugen drei
junge Leute schwere Kopfverletzungen davon. Später wurdeein Umzug der Nationalsozialisten beschaffen. Zwei jungeLeute wurden schwer getroffen. Bei einer anderen Schlägereiwurde noch eine Person schwer verletzt . Ein Verletzter ist ge¬storben.

Im Berliner Westen wurde letzte Nacht der Chauffeur Weberbei einem politischen Zusammenstoß zwischen Kommunistenund Nationalsozialisten durch einen Brustschuß schwer verletzt.Das Überfallkommandoverhaftete vier Mitglieder der NSDAP .
Sve « Hebt« i« Stockholm

ERB . Stockholm , 12. Febr . Sven Hedi» ist wieder nachStockholm zurückgekehrt . Über die Ergebnisse seiner letzten Ex¬pedition erklärte er u. a ., daß sie außerordentlich zufrieden¬stellend feien. Sein Mitarbeiter Folke habe in der Mongolei
gewisse historisch-archäologische Entdeckungen gemacht , die ihnbinnen kurzem zu einem weltbekannten Mann machen würden .Ein anderes Mitglied der Expedition, der Geograph DeRorin , habe das Lop-Ror -Problr « gelöst, die Strandlinien des
zentralafiatischen postglacialen Mittelmeers festgelegt und eine
150jährige Theorie über die Entstehung des Himalaja über den
Haufen geworfen. Die Beweise für seine neue Theorie wirdDe Norm demnächst bekanntgeben. Sven Hedin teilte weitermit , daß die Chinesen jetzt ihren Widerstand gegen eine Flng -
expedition nach Jnnerchina anscheinend aufgegeben hätten . Die
Durchführung einer solchen Expedition sei jedoch ebenso eine
Geldfrage , wie die Überführung eines großen Lamatempelsnach Schweden.

Arbeitslosendemonstrationen 1« Amerika
WTB . New York, 11 . Febr. (Tel .) . Die für gestern angesetz -ten Arbeitslosrndemonstrationeu in einer Reihe von amerika¬

nischen Städten Verliesen mit Ausnahme von Boston, wo 12
Personen verhaftet wurden, im allgemeinen ruhig . Rur inSt . Paul gelang es den Demonstranten , in das Abgeordneten¬haus des Staates Minnesota einzudrlngen , so daß die Sitzungauf eine halbe Stunde unterbrochen werden mußte.

* Deutschlands Autzenvolktik
Auch wenn die Deutschnationalen und Nationalsozia -,

listen im Reichstag zugegen gewesen wären und für den
Mißtrauensantrag gegen den Reichsaußenminister De,
Curtius gestimmt hätten, wäre dieser Antrag immer noch
mit einer Mehrheit von etwa 20 Stimmen abgelehnt
worden ; und vielleicht hätte sich die Wirtschaftspartei
dann nicht der Stimme enthalten , sondern hätte gleich¬
falls gegen den Antrag gestimmt.

Die Position des Reichsaußenministers hat sich seit dem
Dezember des vorigen Jahres zweifellos gefestigt. Sein
Auftreten in Genf ist als würdig , geschickt und energisch
beurteilt worden . Seine vorgestrige Rede im Reichstag
umschrieb die allgemeinen Ziele unserer Außenpolitik
ebenfalls in einer Weise, die Beifall verdient Jeder ver¬
nünftige Politiker wird sich sagen müssen, daß der Reichs-
außenminister den deutschen Interessen einen schlechten )
Dienst erweisen würde , wenn er sich Kürassierstiefel an-,zöge und mit der Faust auf den Tisch schlüge . Man kann,
nationale Forderungen mit großer Bestimmtheit , aber
auch in höflicher Form vertreten . Und das ist dlirch den
Reichsaußenminister geschehen .

Die Situation ist insofern für die aintliche Außenpolitik
des Reiches recht günstig , als sie sich in den wichtigsten
Fragen auf den einmütigen Willen der erdrückende »
Mehrheit des ganzen Volkes stützen darf. Wir haben schon
neulich an dieser Stelle betont , daß Meinungsverschieden¬
heiten nur hinsichtlich des Tempos und der Tonart be-
stehen, daß in der Sache selbst , in der Wahrnehmung un-
serer nationalen Interessen , alle Parteien des Reichstags ,alle Schichten unseres Volkes einig sind. Dadurch wird
die Situation des Reichsaußenministers dem Auslande !
gegenüber sehr erleichtert. Und die Folge einer solchen ,Einmütigkeit kann nur die sein, daß unsere früheren
Gegner unsere Wünsche und Forderungen mit größerem
Ernst behandeln , als das bisher der Fall war.

Wir sehen denn auch , daß schon seit Monaten in der
Öffentlichkeit Frankreichs , Englands , Italiens und Ame-
rikas das Problem der Revisionen erörtert wird. Und
das ist gewiß ein Fortschritt. Denn jahrelang lebte Me .Öffentlichkeit des Auslandes in dem Glauben , daß in
Deutschland nur eine kleine Minderheit an den Ketten !
von Versailles zerre, daß aber das deutsche Volk in seiner !
Gesamtheit sich im großen und ganzen mit den Dingen '
abgefunden habe. Nunmehr weiß auch der einfachste Zei -
tungsleser des Auslandes , daß es ein Problem der Revi -
sione» gibt , und daß man in Bälde an die Lösung dieses
Problems wird Herangehen müssen.

Das Neueste ist der Vorstoß des Deutschen Reichstags
auf dem Gebiet der Kriegsschuldlüge . Vom Zentrum undder Deutschen Volkspartei ist eine gemeinsamer Antrag
eingebracht worden , der nochmals feststellt, daß Deutsch¬land unter Zwang den Friedensvertrag unterzeichnet
habe, ohne anzuerkenneu , daß das deutsche Volk der Ur-
Heber des Krieges sei . Die restlose Aufklärung der Vor-
gänge , die zum Weltkriege führten , sei auf der Grundlage
wahrheitsliebender historischer Forschung dringend ge-
boten . Deutschland fordere deshalb die Berufung eine»
iuteruationalen Ausschuffes von unparteiischen Sachver¬
ständigen . Die Reichsregierung solle alles tun . um diese
Forderung durchzusetzen .

Inzwischen hat ein französischer Politiker , Gras d'Or-
mefion , einen Artikel veröffentlicht, der die Frage der
Revision des Aoungplanes behandelt. Die Ideen des Ver¬
fassers sind folgende : Reduzierung der Reparatiouszah -
lungen um die Hälfte und in Verbindung damit Vermin¬
derung der mUitärischeu Rüstung in Frankreich und in
Deutschland um je ein Zwölftel . Voraussetzung ist, daß
Amerika seinerseits in eine Reduzierung der interalliier¬
ten Schulden einwilligt .

Auch dieser Artikel ist nur deshalb bemerkenswert, weil
er zeigt , wie man sich in der Öffentlichkeit Frankreichs
neuerdings für diese Fragen interessiert. Diskutabel istder Vorschlag an sich nicht . Denn eine Reduzierung der
französischen Streitkräste um ein Zwölftel würde so gutwie nichts bedeuten , während für uns in Deutschland mft
unserm kleinen Heer eine derartige Reduzierung sehr be¬
deutend wäre . Im übrigen läufpja der ganze Vorschlag
offensichtlich dahin hinaus , Deutschland um den Preis
einer Streichung der Hälfte der Reparationslasten zur
Anerkennung der dauernden militärischen Überlegenheit
Frankreichs zu bewegen . Frankreich würde bei Annahme
dieses Vorschlags sein Riesenheer behalten, und wir wür-



ien ein Miniaturheer haben. Das ist natürlich nicht der' Ginn unserer Außenpolitik. Wir müssen nachdrücklich
darauf bestehen, daß mit der im Friedensvertrag zuge¬
sicherten allgemeinen Abrüstung ernst gemacht wird. Wir
müssen aber daneben auch darauf bestehen , daß der N»ung-
plan in einer Weise geändert wird , die der Leistungs¬
fähigkeit Deutschlands wirklich entspricht . Und wir müs¬
sen um so mehr darauf bestehen , als der Doungplan sich
auf der Voraussetzung aufbaute , daß der Kaüfwert des
Goldes der gleiche bleiben werde. Faktisch aber hat sich
der Kaufwert in den letzten zwei Jahren um 15—20 Proz .
erhöht. Wir müssen also im Effekt 15—20 Proz . mehr
zahlen , als der Ioungplan vorfchreibt .

Daß» die unbeirrbare Entschlossenheit , mit welcher
Reichskanzler Dr. Brüning auf seinem Posten ausharrtund seine Politik der Sanierung fortsetzt, im Auslande
einen guten Eindruck hinterlassen würde, konnte man sich
von vornherein sagen . Wie nachhaltig dieser Eindruck ist,hat sich jetzt bei den Verhandlungen über die Anleihe von
136 Millionen Reichsmark gezeigt. Das Reich hat diese
Anleihe bekommen . Und es haben sich diesmal auch fran¬
zösische und englisch« Banken an dem Geschäft beteiligt.Man wird diese Dinge mit einem lachenden und einem
weinenden Auge betrachten müssen . Einerseits ist es er¬
freulich , daß man allenthalben die Kreditwürdigkeit
Deutschlands günstig einschätzt und uns Gelder leiht, dawir sie nur zu sehr gebrauchen . Und richtig ist auch die
Überlegung, daß, je mehr sich das Ausland finanziell am
deutscher* Geschäft beteiligt, je größer der Wunsch werden
muß, daß Deutschland wirtschaftlich gesundet und wieder
auf die Beine kommt . Es ist noch nie eine gute Wirt¬
schaftspolitik gewesen , wenn man dem Schuldner Geld
borgte und ihn gleichzeitig durch diese oder jene Maß¬nahmen ruinierte ; denn dann war eben das gelieheneGeld verloren.

Andererseits dürfen wir ruhig damit rechnen , daß zummindesten Frankreich, dessen private Finanzwirtschaft
ganz im Dienste der Pariser Außenpolitik steht , iminerwieder versuchen wird , aus dem finanziellen Darleheneine politische Abhängigkeit zu konstruieren. Gewiß istzumal in dem hier in Betracht kommenden Falle die
deutsche Reichsregierung nicht im mindesten verpflichtet,wegen das Darlehens irgendwelche politischen Wünsche
Frankreichs zu erfüllen . Aber im ganzen wäre es natür¬
lich besser, wenn wir ohne diese ewigen Anleihen auskom-
men könnten. Und wir werden ohne sie auskommen kön¬nen, wenn erst das große Sanierungswerk vollendet ist.Dazu -gehört mit an erster Stelle die Reform der Arbeits -
kosenversicherung . An dem Tage , an welchem die Heraus¬nahme der Saisonarbeiter aus der Arbeitslosenversiche¬
rung beschlossene Tatsache ist, wird das wichtigste ' Gebot
dieser Reform erfüllt sein .

41m die Älvbettsloserrbttfe irr England
Konflikt in der Arbeiterpartei

Im englischen Unterhaus erklärte am Mittwoch Schatzkanz¬ler Snowden : Er wolle kein Geheimnis daraus machen , daß«ine weitere steuerliche Belastung der Produktionswirtschaftnicht mehr möglich sei. Es fei kein Geheimnis , daß das Schatz¬amt Ende dieses Jahres sich einem bedenklich großen Fehlbe¬trag gegenüber stehen werde. Die Ausgaben seien gestiegen ,die Einnahmen gesunken. Die sensationellste Stelle der RedeSnowdens war die Feststellung, daß die durch die Arbeitslosig¬keit verursachten starken Ausgaben nicht mehr in demselbenAusmaß fortgesetzt werden können. Als Vertreter des linkenFlügels der Arbeiterpartei ergriff der Abg . William Browndas Wort zu Ausführungen , die einen unverhüllten Angrifftegen den Schatzkanzler bedeuteten. Snowdens Rede stelle dieiernichtung aller von den Arbeitern gehegten Hoffnungen dar.Es sei dringend nötig, daß eine neue Bewegung unter derArbeiterschaft mit neuen Männern an der Spitze entstehe .Die Rede Snowdens hat in politischen Kreisen großes Auf¬sehen erregt . Auf dem linken Flügel der Arbeiterpartei ist dieStimmung sehr gereizt, und es wird dort offen erklärt , wennSnowden etwa eine Beschneidungder Arbeitslosenunterstützungplane , so sei es besser , wenn die Regierung je eher, je lieberdas Feld räume . Daß Snowden , von der vorübergehendenNotwendigkeit, Opfer zu bringen , gesprochen hat, wird allge¬mein als die Ankündigung einer kommenden Lohnherabset»zungsaktion interpretiert . Bei den Konservativen und Libera¬len herrscht der Eindruck , daß die Regierung durch die Bedro-hung /des Budgetgleichgewichts infolge der aus dem Anschwel,len der Arbeitslosigkeit sich ergebenden Lasten in ganz unge¬wöhnlichem Maße/beunruhigtest . Man glaubt , daß sich dasKabinett schon darüber schlüssig geworden ist, daß es für dieZukunft unmöglich
'
ist, dem . Staat derart schwere Lasten auf -zuburdesi. . .

AMt» <fb«otsit
Me der Evangelische Landeskirchenrat in Frankfurt a. M.bekanNtgibt , hat der Kaufmann Friedrich Nagel als Vorsitzenderdes Kirchensteuerausschuffesder vereinigten evangelischen Stadt -synödp in den Jahren 1925 bis 1929 von den durch seine Händegegangenen Bareingängen größere Beträge unterschlagen undzur Stützung seines notleidenden Geschäfts verwandt . Der ge¬samte Fehlbetrag beläuft sich auf 136 709 Jtft.
Wie aus Beftiu ^ meldet wird, wurde , gegen den GeheimenRegierungsrat Rikodem Caro, den Leiter , der reichseigenenTtickftoffwerke , die Eröffnung der gerichtlichen Voruntersuchungwegen schwerer Urkundenfälschung, versuchtenBetrugs und Ab¬gabe falscher eidesstattlicher Erklärungen angeordnet . . Es han-kelt sich hierbei Wohl um ein strafrechtliches Nachspiel zu . demProzeß zwischen Caro und dem tschechoslowakischen Braun¬kohlenmagnaten Ignaz Pttschek , worin eine Reihe von Ver-trägen eine Rolle spielte , die 1920 abgeschloffen waren , von10*2, .1913 und 1916 datiert wurden . Während Petschek dieseUrftgge als Schrinverträge bezeichnete . versuchte Caro, ihreGültigkeit durchzufcchten , wurde aber kostenpflichtig abgewie -fort

Die indische ReichshaupOadt Neu-Delhi wird in diesen Ta-gxn feierlich eingeweiht. Die Festlichkeiten werden eine Wochedauern . Montag abend hatte der Vizekönig bereits ein Bankettzu Ehren der indischen Fürsten und der Vertreter der Domi-niqns gegeben .

swrchws
dev Ausspvacke

Ablehnung derMißtrauensanträge gegen Curtius
Die außenpolitische Aussprach« fand am Mittwoch. i,n Reichs¬

tag ihren Abschluß . Der Auszug der Deutschnationalen , der
Nationalsozialisten und der vier Laridvolkmitglieder um Dr.
Wendhausen spielte in der Aussprache auch am Mittwoch noch
insofern eine Rolle, als gerade die Vertreter der nationalen
Opposition diese Abstinenzpolitik am schärfsten verurteilten .
Bor Eintritt in die Tagesordnung hatte schon der Landvolk¬
führer Döbrich eine Erklärung abgegeben, die nicht nftr das
Vorgehen der Deutschnationalen und der Nationalsozialisten,
sondern auch die Erklärung des Landvolkmitgliedes Dr. Wend¬
hausen scharf verurteilt .

Rach einer Oppositionsrede des Kommnniften Stöcker , die
nach dem üblichen Schein« alle übrigen Parteien von den Na-
tionalsozialisten bis zu den Sozialdemokraten als Söldlingedes internationalen Finanzkapitals „entlarvte "

, sprach für die
Wirtschaftspartei der Abg . Mollath , für das Landvolk Abg .
Hepp, für die Christlich -Sozialen der Abg . Simpfendörfer , fürdie Volksnationale Reichsvereinigüng der Abg . Abel und fürdie VolkskonservativenGraf v . Westarp.

Aus dem Lager der hinter der Regierung stehenden Parteien
sprachen noch Abg . Reinhold von der Staatspartei und als
zweiter Redner seiner Fraktioit der Sozialdemokrat De. Breit¬
scheid. Bemerkenswert ist die Einheitlichkeit, mit der alle Red¬
ner innerhalb und außerhalb des Rcgierungslagers sich gegendie englischen Pläne mit Bezug auf das ehemalige Deutsch -
Ostafrika, gegen eine Anerkennung der in Versailles , festgesetz¬ten deutschen Ostgrenze und gegen eine so unzureichende Lö¬
sung der Abrüstungsfrage aussprachen, wie sie die Mehrheit inder Abrüstungskonferenz vorgeschlagen hat . Einheitlich wllrde
auch die Forderung einer Revision der Reparatiönsverpflich -
tungen erhoben . Meinungsverschiedenheiten bestanden nurüber den richtigen Zeitpunkt . Die Vertreter der größten Par¬teien hielten es für richtig, daß die Revisionsfrage erst nachvorheriger Sanierung der deutschen Finanzen ausgerollt werde.Einig wareit schließlich alle Redner in der Forderrmg , daßDeutschland nunmehr darüber wachen niüsse, daß die in derMinderheitenfrage die vom Völkerbundsrat an Polen gerichteteErklärung auch von Polen loyal durchgeführt werde.Von den vielen Anträgen , die von den verschiedenen Parteienzur Außenpolitik gestellt worden sind, kamen am Mittwoch nurdie Mißtrauensanträge der Kommunisten und des Landvolkes
gegen den Außenminister Dr. Curtius zur Abstimmung. Überden deutschnationalen Mihtrauensantrag wurde zur Tagesord¬nung übergegangen . In dieser Weise soll nach der Ankün¬digung des Abg . Erfing (Zentr . ) auch heute die Erledigung derAnträge von solchen Parteien erfolgen, die sich an den Reichs¬tagsverhandlungen nicht mehr beteiligen . — Der Mißtrauens¬antrag der Kommunisten und des Landvolkes gegen Dr. Cur¬tius wurde mit 255 gegen 87 Stimmen bei 29 Enthaltungenabgelehnt. Für den Antrag hatten die Kommunisten, dasLandvolk und die Christlich -Sozialen gestimmt, während dieWirtschaftspartei und die Volksnationalen durch Abgabe blauerKarten Stimmenthaltung geübt hatten und die Volkskonser¬vativen der Abstimmung ferngeblieben waren .Heute, Donnerstag , 3 Uhr soll zunächst die Ersatzwahl fürden zurückgetretenen Vizepräsidenten Stöhr erfolgen. Dannwill man die weiteren Abstimmungen zur Außenpolitik vor¬nehmen und die Etatsberatung beim .Haushalt des Reichswirt-schaftsministeriums fortsetzen .

Die Kerbte und das varrlanrent
Die Stellungnahme der Deutschnationalen

Über die grundsätzliche Einstellung der Deutschnatioualenveröffentlichen die „Mitteilungen der dentschnationalen Bolks-partei " eine Erklärung , in der in scharfer Form angekündigtwird, daß die Fraktion nur dann im Parlament eingreifenwerde, wenn eine Möglichkeit bestehe, die Pläne zwischenZentrum und Sozialdemokraten zu stören, die Jntereffen dernationalen Wähler zu wahren oder verhängnisvolle Beschlüssezu durchkreuzen. Sonst aber werde „die Front von Westarpbis Scheidemann"
sich selbst überlassen bleiben. Die Regie¬rung Brüning möge selbst sehen , wie sie etwa den Wehretatoder die wirtschaftlichen Gesetze durchbringe oder wie sie dieAgitationsanträge der Kommunisten, die die Sozialdemokratenmitmachen, abzuwehren gedenke . (Im Reichstag stehen nachdem Abzug der Rechten 206 Abgeordnete der bürgerlichenMitte 220 Sozialdemokraten und Kommunisten gegenüber.)Die Fraktion werde von Fall zu Fall selbst entscheiden , welcheHaltung sie dem Reichstag gegenüber einnimmt .

Drei Mitglieder aus der Landvolkfraktion
ausgeschieden

Der Parteivorstand der Landovlkpartei faßte einstimmigeine Entschließung, in der es heißt : Das „Deutsche Landvolk"ist eine üerufsständische Bewegung, die sich die Aufgabe ge¬stellt hat, durch Sammlung aller Kräfte des Landvolkes einenentscheidenden politischen Einfluß des Landvolkes im Inter¬esse der Gesamtheit auszuüben . Ihre Opposition ist eine sach¬liche, aber nicht eine solche um jede » Preis . Zur Stärkungdes berufsständischen Landvolkgedankens ist die Geschloffen -heit der Fraktion oberstes Gebot. Da die Abgeordneten DrWenkhausen, v. Stzbel und Sieber erklärten, sich den Beschlüs¬se» des Parteivorstandes nicht fügen zu können, stellte derParteivorsitzende Höfer fest, daß damit die drei Abgeordnetenfich selbst außerhalb der Reichstagsfraktion und der Partei ge¬stellt hätten . Abg. Haag , der sich zunächst der Aktion derOpposition angeschloffen hatte , hat sich mit den Boritändsbe -schlüssen einverstanden erklärt .
Die Einberufung der Ausschüffe

Der Ältestenrat des Reichstages beschloß, daß die in denAusschüßen'
durch den Abzug der Rechtsparteien freigewor¬denen Ämter von den bereits vorhandenen Stellvertreternübernommen werden sollen . Die Einberufung der Ausschüffe ,die bisher nationalsozialistische Vorsitzende hatten , erfolgt inZukunft durch die stell». Vorsitzenden .Im Reichstag fanden heute Donnerstag zahlreiche AuSschu»sitzungen statt, zu denen Nationalsozialisten und Deutschnätio-nale wiederum nicht erschienen waren . Nur an den Berhand-lungen des Untersuchungsausschuffes für die Roggenstützungs-aktion nahm der deutschnationale Abg. Stubbeudorf teil.Im Reichstagsausschuh für die Strafrechtsreform erklärteder Vorsitzende . Abg . Dr Kahl (D. Vp.). daß der Ausschußpflichtgemäß feine Arbeiten fortführen werde. Wenn der An¬tragsteller infolge Abwesenheit Anträge nicht begründen könne ,werde darüber nicht abgestimmt werden.

Der Franzöfischr Außenhandel 1036. Die „Journse Jndu ,strielle " veröffentlicht die Bilanz des französischen Außenhan¬dels für das Jahr 1930. Die Einfuhr belief sich im ganzen auf52 340 309 000 Franken gegen, 58 220 622 000 Franken im Jahre1929. Die Ausfuhr bezifferte sich auf 42 829652000 Frankengegenüber 50 139150000 Franken im Jahre 1939. .

SllttS de« LSrGee«
Eine natioualsoziattstische Spihelorganisatiouin Bayern ?
In München, wurde der nationalsozialistische S .A . -Führer ,Hauptmann a . D . Rister, verhaftet . Er wurde zwar wieder

entlasten, doch geht das Verfahren wegen Hochverrats gegenihn weiter. Haussuchungen sollen u . a . Material über die
Errichtung einer nationalsozialistischen Spitzelzentrale zutagegefördert haben. Ein Schriftstück , das beschlagnahmt würde,zeige , daß die S .A . bei den Reichs -, Landes - und Gemeinde¬
behörden planmäßig Bertrauenslrutr verteilen , mit der Auf¬gabe, Geheimerlaffe und Verfügungen ihrer Behörden, ins¬
besondere der Polizei , der obersten S .A .-Leitung nach Mög-
lichkeit im Original zu unterbreiten . Ihre Mitteilungen soll¬ten die Vertrauensleute nicht mit Namen , sondern lediglichmit einer ihnen von der Leitung zugeteilten Nummer kenn-
zeichnen und dem Hauptmann a. D . Rister in München sen¬den .

Die Uniformfrage im Thüringer Landtag
Der Ältestenrat des Landtages von Thüringen beschäftigtesich am Mittwoch wieder mit der Uniformsrage . Zu einem

endgültigen Beschluß darüber , ob das Tragen von Uniformenoder Parteitrachten im Landtage gestattet werden soll, kamer auch diesmal nicht . Es wurde beschlossen, beim Reichstagund den maßgebenden Landesparlamenten , also Bayern , Sach¬
sen , Preußen , Württemberg , Baden und Heffen , anzufragen ,wie sie die Uniformfrage zu lösen gedenken . Gegen diesen
Beschluß stinlnlten die Nationalsozialisten und Kommunisten,diese mit der Begründung , daß sie hierdurch eine weitere Ver¬
schärfung der Geschäftsordnung befürchteten.
Mandatsniederlegung im Anhaltischen Landtag

WTB . Deffau, 12. Febr . Die beiden anhaltischen Landtags¬
abgeordneten Günther - Deffau und Marzahn -Roßlau , die vom
Hausbcsitz in den Landtag gewählt worden waren , haben im
Zusammenhang mit der gegen sie schwebenden Untersuchung
wegen Bestechung durch den Direktor der Berliner Bank fürHandel und Grundbesitz ihr Mandat nicdergelegt. Die Be¬
stechung soll im Zusammenhang mit dem Verkauf der anhal¬
tischen Salzwerke an die Preußag und der Erteilung der
Reichshypothekenkonzession an das Dessauer Tochterunterneh¬men der genannten Bank erfolgt sein . Mit dieser Mandats¬
niederlegung verwandelt sich die bisherige Mehrheit des anhal¬
tischen Landtages in eine Minderheit , da Günther und Mar¬zahn während der letzten beiden Jahre mit den Sozialdemo »kraten und Demokraten stimmten, wodurch eine Mehrheitvon einer Stimme gegenüber der Rechten und den Kommu¬nisten entstand.

JBadiscJacir Teil
Va- Nrhev Landtag

•22 . Sitzung)
DZ . Karlsruhe , 12. Februar .Der istaat beteiligt sich an der Badischen Bank

Zu Beginn der heutigen Vormittagssitzung des BadischenLandtags wurde über einen Gesetzentwurf beraten , der eine ,Beteiligung des badische« Staates an der Badischen Bank vor-sieht . Die Vorlage enthält folgenden einzigen Artikel :„Die Staatsschuldenverwaltung wird ermächtigt, die zumAnkauf von Aktien der Badischen B -rnk erforderlichen Mittelunter Leitung des Finanzministeriums vorübergehend im Wegeeines Staatskredits bis zum Höchstbetrag von iU MillionenReichsmark oder Goldmark flüssig zu machen . Der Kredit istbaldmöglichst aus anderen Vermögensbeständen — auch aussolchen der Amortisationskasse — abzulösen. Dieses Gesetztritt mit dem Tage- nach der Verkündung in Kraft .
"

In der Begründung wird u . a . ausgesührt , daß sich dieMöglichkeit biete, durch den Erwerb eines geschlossenen Aktien¬paketes der Badischen Bank den bisherigen - Einfluß des badi¬schen Staates bei diesem Unternehmen zu verstärken und sozu gewährleisten, daß die Badische Bank in ihrer bisherigenSelbständigkeit dem heimischen Wirtschaftsleben erhalten bleibt.Der Berichterstatter Abg . Dr. Mattes (D . Vp.) empfahl na¬mens des Haushaltsausschusses die Annahme der Vorlage undführt u . a . aus , daß das Grundkapital der Badischen Bank8.3 Millionen beträgt . (300 000 Reichsmark Vorzugsaktien , 8Millionen Reichsmark Stammaktien ) . Die Rücklagen betragen3.3 Millionen , während sich der Goldbestand auf 8 124 000Reichsmark beziffert. Der Redner unterstrich die Forderungder Erhaltung des Rotenrechts der süddeutschen Länder/ wieauch die Wichtigkeit des Unternehmens als Kreditquelle. DieLeitung der Badischen Bank liege in hervorragenden Händen,und in der Gestaltung der Bank werde keine Änderung ein-treten . Sie bleibe nach wie vor unabhängig und werde nachrein wirtschaftlichen Gesichtspunkten weitergeführt . Wenn auchder Staat die Mehrheit der Aktien übernimmt , so besiehtkeine Absicht, eine Staatsbank zu schaffen , oder irgendwelchenpolitischen Einfluß auf die Bank zuzulaffen.Die Vorlage wurde ohne Aussprache einstimmig in erste»und zweiter Lesung angenommen und für dringlich erklärt .
Aenderuug des Beamtengefetzes

Das Haus tritt sodann in die Beratung des wichtigen Ge«setzgebungswerkes ein, das eine Anpassung des badischen Be-amtenrechts an die Bestimmungen der RrichSvrrfaffung bringt .Es handelt sich dabei um Vorschläge über den
Beschwerdeweg und die Möglichkeit des Wiederaufnahme¬

verfahrens .
Die Durchführung der Forderungen der Reichsverfaffung ha»zur Folge, daß der Aufbau und das Verfahren der Straf -
»nftanzen geändert werden müffen.

Nach dem neuen - 8 88 find zur Verhängung der Strafver¬setzung und Dienstentlassung zuständig:im ersten Rechtszug die Dienststrafkammer,im zweite« Rechtszug der Dienststrafhof.Jede der vier Strafkammern soll aus sieben Mitgliedern mitEinschluß des Vorsitzenden bestehen . Die Ernennung erfolgtdurch das Staatsministerium . Der Dienststrafhof besteht au»neun Mitgliedern . Er entscheidet in der mündlichen Ver¬handlung in einer Besetzung von fünf , im Beschlußverfahrenvon drei Mitgliedern , jeweils mit Einschluß des Vorsitzenden.Der Entscheidung der Dienststrafkammer hat ein förmliche»Dienststrafverfahren (Voruntersuchung und mü »»dliche Ver¬handlung ) vorauszugehen.Ein Beamter kann die Einleitung des förmlichen Dienft-strafverfahrens gegen fich selbst beantragen .§ 81 soll dahin geändert werden , daß künftig eine Strafver¬setzung grundsätzlich nur »wch auf e»n anderes Amt einergleichen oder gleichartigen Laufbahn und von gleichem Dienst¬rang zulässig, und daß eine etwaige Minderung des Gehalte»um höchstens ein Fünftel auf den Zeitraum von drei Jahrenlstatt aus höchstens fünf Jahre) beschränkt werden soll.Hinsichtlich der Beschwerde wird bestimmt : der Bestraft«kann sich gegen di« Ordnungsstrafe bei Vermeiden des Au»-
fchluffe» binnen ztvei Wochen nach ihrer Bekanntgabe bei der«rkennenden Bebörde oder bei der Behörde, die zur Entschei-
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Luna über die Beschwerde , zuständig ist, beschweren . Ferner
kann der Bestrafte die Wiederaufuahine eins rechtskräftig
abgeschlossenen Ordnung 'ssträfvcrfahrens in den Killen des
8 359 der « trasprozetzordnmig beantragen , wie wenn die An-
grlegenheit vor dem Amtsrichter verhandelt . worden wäre.
Das Vorgesetzte Ministerium kann die Wiederaufnahme in den
Fällen des § 362 der Strafprozeßordnung anordnen .

Die gleichen Bestimmungen gelten hinsichtlich des Wieder-
anfnahmeverfahrens des förmlichen Dienststrafverfahrens .

Weitere Bestimmungen der Gesetzesnovelle handeln von den
Pflichten der Landesbeamten gegenüber der republikanischen
« erfaffung des Reiches und der Länder. Danach gelten die
jeweiligen Vorschriften des Reichsbeamtengesetzesauch für d,e
badischen Beamten .

Der Ausschuß für Rechtspflege und Verwaltung hat sich
mit dem vorliegenden Gesetz in einer Reihe von Sitzungen
eingehend beschäftigt und den Zentrumsabgeordneten Teufel
mit der Berichterstattung beauftragt . Derselbe entledigte sich
seiner Aufgabe in einem umfassenden schriftlichen und münd-
licheu Bericht über die gesamte Materie des Beamtenrechts.
Tie von gründlicher Sachkenntnis und großem Fleiß getra¬
gene Arbeit fand allseits die gebührende Anerkennung.

Der Rechtspflegeausschuß hat im einzelnen u . a. folgendes
beschlossen : Der Zeitablauf seit Verletzung der Dienstpflicht
soll bei der Frage der Einleitung eines Dienststrafverfah¬
rens berücksichtigt und bei der Strafzumessung der Ablauf
einer längeren Zeit seit Begehen der Dienftverfehlung in
strafminderndem Sinne berücksichtigt werden. Die Feststel¬
lungen eines richterlichen Strafbefehls sind für ein Dienst¬
strafverfahren nicht bindend.

Die Abstimmung über den Gesetzentwurf im ganzen ergab
13 Stimmen dafür bei 2 Enthaltungen . Der Antrag des
Ausschusses geht dahin, der Vorlage mit den von ihm vor-
gefchlagenen Änderungen zuzustimmen.

Rach einer kurzen Geschäftsordnungsdebatte tritt das Haus
in die allgemeine Beratung ein.

Abg. Dr. Wolfhard (Staatsp . ) geht davon aus , daß der
Staat der größte Arbeitgeber sei und als solcher vorbildlich
sein müsse . Andererseits müßten die Beamten vorbildliche
Arbeit leisten und ihre ganze Kraft dem Staate zur Verfü¬
gung stellen . Das deutsche Berufsbeamtentum erlebte seine
besondere Freude , als die Reichsverfassung ihm die öffentlich-
rechtliche Grundlage seines ganzen Verhältnisses gab. So¬
weit die Interessen der Allgemeinheit entgegenstehen, haben
allerdings die Rechte des Beamtentums zurückzutreten.

Auf eine vollkommene Neuregelung des gesamten Beamten¬
rechts durch das Reich könne man nicht warten . Das Dienst¬
strafrecht war notwendig. Wir halten die Zusammensetzung des
Richterkollegiums in erster und zweiter Instanz . für gut und
tragbar . Nicht einverstanden könne man damit sein, daß im
prdnungsstrafversahren das Staatsministerium die letzte Ent¬
scheidung haben soll . Es wäre kein Prestigeverlust , wenn man
pie Entscheidung in die Hände absolut unabhängiger Richter
legt. Die Herausnahme dieser Bestimmung würde zur Beru¬
higung der Beamten beitragen , die politisch nicht den Stand¬
punkt der beiden Regierungsparteien teilen . Mit der Gestal¬
tung des Dienststrafrechts für die Richter erklärt sich der Abg.
Dr Wolfhard, der selbst dem Richterstande angehört , einver¬
standen.

, SÜ>q ., Dr. Hofsmann (Zentr . ) stellt namens seiner Fraktion
fest, daß die Vorlage wesentliche Verbesserungen zum Nutzen
der badischen Beamtenschaft bringt . Die Regierung habe recht ,
wenn sie sich heute auf das dringend Notwendige, also auf die
Neuregelung des Dienststrafverfahrens , beschränkt . Man war
dazu durch die Reichsgrundsatzgesetzgebunggezwungen. Ande »
rrrfests war das badische Beamtenrecht innerlich nicht haltbar ,weil die Stellung des Beamten zum Staate gegen früher (Ab¬
hängigkeit vom Landesherrn ) eine andere geworden sei. Das
Ressortministerium als Disziplinarinstanz sei eine Ungeheuer¬
lichkeit gewesen , gegen die man immer angekämpft habe. Der
Redner freut sich, daß im badischen Beamtengesetz auch die
Pflichten der Beamten gegenüber der republikanischen Verfas¬
sung besondere Betonung erfahren haben. Der Entzug auch
des letzten Restes des Ruhegehalts bei Beamten , die es an
Wohlanständigkeit gegenüber dem Staate fehlen lassen , sei voll¬
auf berechtigt .

Nach einer Auseinandersetzung mit den Nationalsozialisten
über beamtenrechtliche Fragen erklärt sich der Redner gegen
die Einführung einer Berjährungsvorschrist .

Abg. Dr Schmitthennrr (Dntl .) hält manche Bestimmungen
der Vorlage für gut. Ob die Deutschnationalen den Gesetzent¬
wurf im ganzen annehmen können, hänge davon ab, inwie¬
weit die in verschiedenen Anträgen geäußerten Bedenken Be¬
rücksichtigung finden . Nicht das politisch zusammengesetzte
Staatsministerium dürfe endgültig entscheiden , sondern nur
der Dienststrafhof. Von der Dienstentlassung sollte abgesehen
und die Verjährung eingeführt werden.

Um Ml Ahr wird abgebrochen . Weiterberatung nachmittags
M4 Uhr.

*
Die örtlichen Sonderzuschläge

Der Haushaltsausschuh des Landtages befaßte sich mit Ge¬
suchen und Anträgen , die zu dem Wegfall der örtlichen Sonder -
zuschläze in Mannheim Stellung nehmen.

Die Regierung erklärte dazu, daß durch Gesetz die Ermäch¬
tigung, Sonderzuschläge zu zahlen, gefallen ist. In Kehl wür¬
den nach Aufhebung der Besetzung auch keine Sonderzuschläge
bezahlt. Die teueren Wohnungsverhältnisse seien durch Ein¬
reihung in die Sonderklasse berücksichtigt . Die Gewährung
der erwünschten Sonderzuschläge an die Mannheimer Beamten
bedeute einen Ausfall von einer halben Million Reichsmark.
Der Steuerrückgang und die Kürzung der Reichsüberweisun¬
gen machten eine . Berücksichtigung der Gesuche unmöglich, auch
wenn die Dissonanz zwischen der Besoldung der Reichs » und
Landesbeamten offensichtlich sei.

Die Ausschuhmehrheit kam zur Ablehnung der Anträge und
Eingaben.

Ein kommunistischer Antrag , der sich gegen den üprozentigen
Gehaltsabzug bei den unteren und mittleren Beamten wendet
und 6606 Mt als Höchstgehalt für Beamt « fordert , wurde für
erledigt erklärt , ein Gesuch des Reichsverbandes der Büro -
angestellten zur Kürzung der Angestelltengehälter der Regie¬
rung zur Kenntnisnahme überwiesen . Ferner lag ein Gesuchum Besserstellung der Angestellten der badischen Jnftizverwal .t«« g vor, das der Regierung mit der Bitte um wohlwollende
Prüfung der Angelegenheit zur Kenntnis überwiesen werden
soll. Ern kommunistischer Antrag auf Ausdehnung der Be¬
stimmungen des Betriebsrätegesetzes auf die Angestellten des
badischen Staates fand durch die Regierungserklärungen seine .
Erledigung.

Der Haushaltsausschuh behandelte am Mittwoch in einer
vertraulichen Beratung einen Antrag der Deutschnatiönalenüber unerlaubte Beschäftigung staatlicher Beamter mit Pri -
»alauftrSgen . Die Regierpstg erklärte hierzu , daß selhftver-
stündlich eine solche Beschäftigung nicht geduldet würde. Aufdie Erklärung der '

Regierung hin beschloß der Ausschluß , den
Antrag für erledigt zu erklären . .

'

j Rechtspflegeairsschutz
Der RechtspfkegeaüSschittz nahm am Mitkwöchsiachlntttägdie

Beratung über den Entwurf einer Änderung des Polizeistraf -
gesrtzes auf . Nach eingehender Berickiierstattung gab der

Staatspräsident die Stellungnahme der Regierung zu dieserÄnderung bekannt. Eine Aussprache
' über , die Gesetzesände¬rung , . über die ' wir vor einige« ' Lechen berichtet haben , fandnoch nicht statt.

Auch in diesem Jahr wird der Volkstraucrtag am SonntagRemeniscere, 1 . März , unter Führung des VolksbundesDeutsche Kriegergräberfürsorge , begangen werden. Das ba¬
dische Staatsministerium hat Halbmastflaggung der Staats¬
gebäude verfügt . Die gleiche Anordnung haben die städtischenBehörden getroffen. Die Bevölkerung wird gebeten, sich auchihrerseits hieran zu betelligen. Auf Verfügung des Mini¬sters des Kultus und Unterrichts werden in den Schulen dieSchüler und Schülerinnen in der letzten Schulstunde des Vor¬
tages auf die Bedeutung des Volkstrauertages hingewiesen.Die obersten Kirchenbehörden haben veranlaßt , daß in dentauptgottesdiensten der Opfer des Weltkrieges gedacht wird.in Teil der Kollekte witt> dem Volksbund Deutsche Krieger¬gräberfürsorge zur Pflege der Kriegergräber im Auslande
überwiesen werden. In der Mittagsstunde werden die Glok -ken eine Viertelstunde zum Gedächtnis der Gefallenen ertönen .

*
Für den Volkstrauertag am 1 . März 1831 hat der Oberratder Israeliten die Abhaltung eines Gottesdienstes angcordnet .

Sabrvlattbesvveihttttgett
bei dev ReitbSbahrrddrektion -kavlSvrrhe

Die jährlich vorgesehenen Fahrplanbesprechungen mit den
Handelskammern und Verkehrsinteressenten werden im Jahre1931 an folgenden Tagen stattfinden : Anr Donnerstag , den19. Febr ., mit den Handelskammern Karlsruhe und Pforzheim, jam Freitag , den 26. Febr . , mit den Handelskammern Mann¬
heim und Heidelberg , am Dienstag , den 24. Febr . , mit den
Handelskammern Freiburg und Lahr» am Mittwoch, den 25.Februar , mit den Handelskammern Billingen, Konstanz und
Schopfheim , am Freitag , den 27. Febr ., mit den deutschen und
schweizerischen Handelskammern Basel. Die Besprechungenbeginnen an den genannten Tagen jeweils um 10 Uhr vorm,und finden im Sitzungszimmer der Reichsbahndirektion Karls¬
ruhe statt.

A«S dev bottfiftett 3ttbttftei *
Angenommener Schiedsspruch in Mannheim . Im Gehalts¬

konflikt der Mannheimer Angestellten haben beide Parteienden Schiedsspruch der freiwilligen Schlichtungsstelle des
Mannheimer Generaltarifs für die Angestellten angenom¬men. Er gilt vom 1 . Februar an und sieht den Abbau der
Gehaltssätze um 5 Proz . vor. Gehälter bis zu 106 Ml und
die sozialen Zulagen werden nicht gekürzt.

Das Porphyrwerk Edelstein in Schriesheim bei Heidelberg,das seit August 1930 den Betrieb größtenteils eingestellt hatte,
beginnt in den nächsten Tagen mit der Arbeitswiederaufnahme .
Man rechnet damit, daß ein großer Teil der Arbeitslosen Be¬
schäftigung finden wird.

Aus der Zigarreninduftri «. Die Firma Schachtebeck & Cie.in Lörrach , die auch während der letzten Krisenwochen in der
Tabakindustrie ihren Betrieb in beschränktem Umfange aufrecht¬
erhalten hat. hat jetzt erhebliche Neueinstellungen vornehmen
können .

Schiedsspruch für die Arbeiter des Amtsbezirks Kehl . Im
Amtsbezirk Kehl besteht ein gemischter Tarifvertrag , an dem
sämtliche Arbeitgeber und sämtliche Arbeitnehmer . beteiligt
sind . Diese Regelung ist noch auf die vergangene Besatzungs¬
zeit zurückguführen, die es notwendig machte , für das damals
besetzte Gältet Kehl auch in arbeits - und tarifrechtlicher Be¬
ziehung besondere Regelungen zu treffen . Ein Schiedsspruch
des SchlichtungsausschussesFreiburg hat nunmehr für diesen
Bezirk eine Lohnsenkung durchgesührt, deren Ausmaß für die
Kranenführer und Hafenarbeiter 8 Proz ., für alle übrigen
Arbeitnehmer 6 Proz . beträgt . Erklärungsfrist der Parteien
läuft bis zum 18. Februar . Der neue Tarif ist erstmals zum80 . Juni 1931 mit monatlicher Kündigungsfrist kündbar.

Landesversammlung der Bürgermilizen und Bürgerwehren .
Am Sonntag , den 15 . Februar , findet in Billinge» im alten
Rathaus die Landesversammlung der Bürgermilizen und
Bürgerwehren des Landes Baden statt. Dabei soll der Zusam¬
menschluß aller noch bestehenden oder wiedereingeführten Weh¬
ren zu einem Landesverband erfolgen, mit dem Zweck , den
Heimatgedanken und die Heimatliebe zu wahren und zu för¬
dern.

um DoMWdt aus Baden
Betriebsstörungen der Reichsbahn infolge Schneesturm

Wie die Reichsbahndirettion mitteitt , konnten infolge starken
Schneestnrms auf der Höhe des Schwarzwaldes der Personen¬
zug Nr . 1547, der Frriburg um 7 Uhr nach Seebrugg verläßt ,
nur bis zum Bahnhof Aha der Drei -Seenbahn verkehren. In¬
folgedessen fiel auch der Gegenzug Nr. 1934 ab Seebrugg 9.42
Uhr aus . Der Verkehr zwischen Aha und Seebrugg wird mit
Schlitten aufrechterhalten. Da der Schneesturm unvermindert
weiter anhält , kann der Verkehr.bis Seebrugg trotz verstärkter
Arbeiten voraussichtlich erst in einiger Zeit wieder ausgenom¬
men werden.

DZ . Heidelberg, 16. Febr . Gestern starb hier im Alter von
71 Jahren Amtsgerichtsdirektor a . D . Dr. Philipp Fuchs. In
den Jahren 1888 und 1889 war er als Bürgermeister in Ba¬
den-Baden tätig , wurde darauf als Amtmann ans Bezirksamt
Pforzheim bwcufen . 1893 wurde er Oberamtmann und bald
darauf Amtsvorftand in Schönau i. W . Der Verstorbene trat
im Jahre 1924 als Amtsgerichtsdircktor in Heidelberg in den
Ruhestand.

DZ . Heidelberg, 11 . Febr . Feftgenomme» wurde ein Pro -
tzisionSrrisender, der sich hier unter falschem Namen eingemie¬
tet hatte und bei Vereinen, Firmen und -Privatpersonen Geld¬
beträge mit der Vorgabe sammelte, das Geld sei zur Errich¬
tung eines Schlageter-Deukmals bestimmt. Dem Betrüger
fielen mehrere tausend Reichsmark in di« Hö>we. - die er für
fich verbraucht- hat.

DZ . Heidelberg, 11 . Febr. Die Sta »is« iffenschaftliche Fach-
fchaft hat mit sehr großer Mehrheit eine Bertreuenserklärung
für Profrffor Dr Gumbel beschlossen,-worin es heißt, daß der
Pädagoge und wissenschaftliche ForschetGumbel die vollste Ach¬
tung und Anerkennung verdiene. Eine kleine Gruppe , die fich' abseits stellte , hat eine neue „Freie Staatswifsenschaftliche
Fachschaft " gegründet. —. Einen stürmischen Verlauf nahm ein
Vortragsabend des Tannenbergbnndes . Der Referent Ernst
UlShöfer aus Stuttgart sprach über „Die Entwicklung der völ¬
kischen Bewegung"

. Die Rede wurde oft durch Zwischenrufe
und Lärm der anwesenden Nationalsozialisten unterbrochen,die schließlich unter dem Rufe ^Deutschland erwache " und Ab -
singen eines Kampfliedes den Saal verliehen.

DZ . Kehl, Ä . Febr . Wie in der letzten AuSschuhfitzüng des
Verkehrsvereins mitgeteilt wurde, ist e» dem Arbeitsamt Kehl
durch Verhandlungen mit dem französischen Arbeitsministe -

riüm gelungen , für 2858 deutsch« Arbeiter eine Berlängernq «ihrer Grnrhmigung zur Arbeitsaufnehmc in Frankreich umM Jahr zü erreichen.
bld. Konstanz, 11. Febr . Der schwedische Prinz Lrnnartsder sich gegen den Willen seines . königlichen . Großvaters in»Fräulein Karin Nißoandt verlobt hat. wird, wie jetzt an»Stockholm gemeldet wird, trotz seiner Ehe mit einer Bürger ,lichen nicht auf , den Besitz von Schloß Mainau verzichten müs¬sen . Der Grohherzog von Baden , hatte das Schloß seinerze»seiner Schwester, der Königin Viktoria von Schweden , unterder ausdrücklichen Bedingung, daß es nach ihrem Tode in denBesitz Prinz Wilhelms und später auf dessen Sohn Lennartübergeht, vermacht. Der Prinz wird vorausiichrlich den Ra »men Prinz Bernadotte annehmen.

DZ . Pirmasens , 11 . Febr . Zur Erinnerung an denauf das Bezirksamt Pirmasens und die damit begonnene Be¬freiung von den Separatisten bleibt der 12 . Februar hier schul¬frei .
DZ . Freudenftadt , 11 . Febr. Infolge eines Unfalles istKarl Mühleisen , geboren 1867 in Klosterreichenbach , aus einemarbeitsreichen Leben geschieden. Er ist auf der Erholungs¬reise nach dem Schwarzwald aus dem fahrenden Schlafwagengestürzt und dabei tödlich verunglückt . Er war einer der be¬deutendsten und erfolgreichsten Setzmaschinenerfinderund -kon-strukteure. 1890 trat er bei Ottmar Mergenthaler in Balti¬more ein, 1894 wurde er Geschäftsleiter des ganzen Werkes.1898 wurde er technischer Leiter des Linotypebaues in ^ erlin .

Handel und LMvisrhaft
Berliner Devisennotierungen

Amsterdam 100 G.
Kopenhagen 100 Kr.
Italien
London .
New Uork
Paris . .
Schweiz
Wien
Prag

100 L.
1 Pfd .
1 D.
100 Fr .
100 Fr .

100 Schilling
100 Kr-

12. Februar 10. F<Äelo Statt Getv
168.71 169.05 168 .70
112.41 112 .63 112.43
21 .985 22 .025 21 .99
20.42 20.46 20.426
4.2020 4 .2100 4.2010
16.472 16.512 16.474
81 .11 81 .27 81.146
59.01 59.13 59.00
12.433 12.453 12.431

«r>„
169 .04
112 .66
22 .03
20 .466
4.2090
16.515
81 .305
59.12
12.51

Liquidation der Oberrhein. Bankanstalt A .-G,in Konstanz
Am Mittwochvormittag fand im Schwurgerichisjaal in Kon¬stanz eine sehr starkbesuchte Gläubigerversammlung der Ober¬rheinischen Bankanstalt AG. unter dem Vorsitz von AmtS -gerichtsrat Dr. Sturm statt. Zu der Versammlung warenGläubiger aus dem ganzen badischen Oberland erschienen .Bücherrevisor Oetting legte in längeren Ausführungen ein¬gehend die Verhältnisse dar . Der vorgelegte Bergleichsvorschlagwurde von 335 Gläubigern , die eine Gläubigersumme von647 000 Mt vertraten , angenommen. . Der Vergleichsvorschlaglautet :
„Die Gesellschaftwird liquidiert. Alle beteiligten Gläubigerwerden nach Maßgabe des Liquidationserlöses befriedigt. DieLiquidation soll durch die beiden gerichtlich bestellten Ver¬trauenspersonen erfolgen, und zwar unter Aufsicht eines vonden Gläubigern zu bildenden Gläubigerausschusses. Der Li¬quidationserlös wird in Quoten von 10 bis 20 Prozent aus¬bezahlt, sobald aus der Verwertung der Liquidationsmasse Geldhierfür vorhanden ist. Nach Ausschüttung der gesamten Liqui¬dationsmasse gelten die Forderungen der Gläubiger an die Ge¬sellschaft als erloschen .

"
Zu diesem Vergleichsvorjchlaghaveu « orstand und « usfichts-rat unter dem 3. Februar 1931 eine Erklärung abgegeben , inder darauf hingewiesen wird, daß durch eine etwaige Annahm«des Vergleichsvorschlags etwa vorhandene RegrehansprüchederGläubiger gegenüber den Organen der Gesellschaft nicht aus¬geschlossen werden. Solche Ansprüche sollen von dem vorge-schlagenen Liquidationsvergleich völlig unberührt bleiben . —Mit der Annahme des Vergleichsvorschlags hat sich die Gläu¬bigerversammlung gegen die Konkurseröffnung ausgesprochen .Über die Höhe der Bergleichsquotewurden endgültige Angabennoch nicht gemacht, weil sie von dem Ergebnis der Liquidationabhängen wird. Genannt wurde als Mindestquote 60 Proz .Aus der Aussprache ist hervorzuheben, daß die größten Ver¬luste der Bank durch die von den Direktoren der Bank in An¬spruch genoinm-" "" K-'-diie entstanden seien

Waggonsavnt A»i>., Rastatt . Dem Geichüfisbericht für dasJahr 1929/30 ist zu entnehmen : Das Ergebnis des Berichts¬jahres kann als recht befriedigend bezeichnet wettten , wennman berücksichtigt , daß die Steigerung des Umsatzes nicht ganz40 Proz . betrug , während das Gewinnergebnis fich in Weitstärkerem Matze erhöht hat. Für den noch zwei Jahre lau¬fenden Zinsendienst unseres Anteils an dem der Reichsbahn -Gesellschaft 1929 gewährten 100-Millionen-Kredit haben wirunter Kreditoren die erforderliche '
Rückstellung vorgenommen.Fit dem Bericht des Vorstandes heißt es sodann: Wir müssenmit Bedauern feststsllen . daß unsere nun über vier Jahrewährenden Verhandlungen mit der Drntsthe» Reichsbahn -Ge¬

sellschaft wegen Zuweisung unserer vollen Quote gemäß dem
Staatsvertrag noch immer nicht zum Abschluß gekommen
sind . Wir hoffen aber nach dem gegenwärtigen Stand bet
Angelegenheit zuversichtlich , daß unser einwandsrei begrün¬deter Anspruch nunmehr in absehbarer Heit anerkannt werdenwird . Nach Abzug der üblichen Abschreibungen verbleibt rin
Reingewinn von 212 229 MC, um welchen sich der Verlustvor¬
trag von 288 455 Ml weiter auf 76 226 Mt ermäßigt. Pie
augenblicklichen Verhältnisse lassen es nicht angängig erschei-
neu , Voraussagen für das laufende Geschäftsjahr zu machen.

Rene« Speditionsunternehmen in Slnqeu . Unter dem Na¬
men „Spedittons - und Transportköntor -AtlaS G .nnb.H., Sin -
aen/Hohentwiel . hat sich in Singen a. . H. ein neues Unter-
nehmen niedergelassen, dessen Geschäftszweig in der Haupt-
fache internationale Transit -Überfeetransporte sind.

Batzrrische Hypotheken - uuo Wechselbank. Bei dem Institut
hat fich das gemischte System (Kredit- und Hypothekenbank)
wiederum bewährt . Mindererträgmffe der Bankabteilung wur¬
den durch ein Rekord -Hypothekengeschäft ausgeglichen . Dm
Dividende wird wieder mit 10 Prozent in Vorschlag gebracht
Der Pfandbriefumlauf erfuhr eine Nettozunahme um 11»
Millionen , eine Ziffer , wie sie bon der Bank iw neuen Ge-
schüft bisher nicht erreicht wutde. Der H^pothekenbeftand wt »
äddjnet einen Nettozugang um 91 auf 880 Millionen. Dm
Bilanzsumme hat mit 1035 Millionen (i. V. 964 Millionen) die
Milliardengrenze überschritten, Im Hypothekengeschäft erhöhte
sich der Zins Überschuß um 0,66 aus 4,69 Millionen, die Provi¬
sionen aus 1 .75 Millionen (i . d . 1 .7? Milliöne») , dagegen
verminderte sich im Bankgeschäft der Wechselertrag auf 5,4*
Millionen (i . 83 . 5,97 Millionen) , das Ertragnis .

der. dauernden

Der Reingewinn beträgt 4,81 Millionen <4,76 M



IMS de* Landeshauptstadt
Die Karlsruher Bürgersteuer für 1930

Wie schon bekanntgegeben wurde, erhebt die Landeshaupt ,
stadt Karlsruhe für das Rechnungsjahr 1930 eine Bürger -
iteuer nach den Mindestsätzen der Notverordnung des Herrn
Reichspräsidenten vom 26 . Juli 1980 . Da die Anordnung zur
Erhebung dieser Steuer erst im Januar dieses Jahres erging,
war es nicht mehr möglich , das rn der Notverordnung vorge¬
sehene vereinfachte Erhebungsverfahren durchzuführen : insbe-
sondere konnte die Bürgersteuer der Lohnsteuerpflichtigen nicht
mehr auf dem Wege über die Steuerkarte im Lohn- und Ge¬
haltsabzugsverfahren erhoben werden. Die Steuer mutz da-
her von alle« Steuerpflichtigen — «nch von sämtlichen Lohn-
steuerpflichtigen — durch besonderen Forderungszettel einzeln
angefordert werden. Eine Einbehaltung der Bürgerfteuer am
Lohne oder Gehalt auf Grund der Steuerkarte kommt also für
die Karlsruher Bürgerfteuerpfächtigen nicht in Betracht. Mit
der Zustellung der Forderungszettel ist am 12. d. M . begonnen
worden ; sie wird in etwa 2 Wochen beendet sein .

Die große Zahl der Steuerpflichtigen — es handelt sich um
über 80 000 — bedingt besondere Maßnahmen , um das Ein¬
zugsgeschäft einigermaßen reibungslos abwickeln zu können.
Eine dieser Maßnahmen besteht ui der Bereitstellung eines
großen Äaffenraume - im Hause Ritterstraße Nr. 5 (Han»
« öchlin )» der dem zahlenden Publikum auch bei größerem An¬
drang « genügend Platz bieten wird . Sehr zweckmäßig dürfte
sich auch der Versuch erweisen, die barzahlenden Steuerpflichti¬
gen straßenweise abzufertigen . Zum ersten Male wird die
Stadthauptkaffe die Steuerpflichtigen getrennt nach Straßen ,und zwar in alphabetischer Reihenfolge der Straßennamen , an
bestimmten Tagen zur Zahlung aufrufen . Es liegt im Inter¬
esse aller barzahlenden Steuerpflichtigen , daß diese Zahltage
genau eingehalten werden, da sonst eine gleichmäßige und
rasche Erledigung des Zahlgeschäfts nicht durchführbar wäre.
Aus kaffentechnischen Gründen kann mit dem Bareinzug erst
am 19 . d. M. begonnen werden. Vor diesem Tage ist die
Entgegennahme von Barzahlungen auf die Bürgersteuer nicht
möglich, worauf besonders hingewiesen sei. Der 19., 20. und
21. Februar sind für alle Steuerpflichtigen vorgesehen , die in
den Straßen mit dem Anfangsbuchstaben A, B und C (Abt¬
straße bis Charlottenstraße ) wohnen.

Trotz dieser Verteilung des Zahlgeschäfts auf einen grö¬
ßeren Zeitraum wird der Andrang zum Kaffenraum , der nur
werktags von 8 bis 12 Uhr geöffnet ist, sehr stark werden,
wenn nicht ein großer Teil der Steuerpflichtigen von der Mög¬
lichkeit der bargeldlosen Überweisung Gebrauch macht . Wer
Zeit sparen und langes , unnötiges Warten vermeiden will,
wird deshalb seine Bürgersteuer bargeldlos begleichen . Das
Nähere hierüber ist auf dem Forderungszettel gesagt. .

Die Bürgersteuer ist zwar je zur Hälfte auf 16. Februar und
20. März 1931 fällig. Bei den verhältnismäßig geringen
Steuerbeträgen dürfte es aber vielen Steuerpflichtigen möglich
sein, die ganze Steuerschuld auf einmal zu zahlen. Sie
verringern damit nicht nur den Verwaltungsaufwand der
Stadthauptkasse, sondern ersparen sich selbst die Mühe und
Kosten , die mit einer zweiten Zahlung einige Wochen später
verbunden wären . An alle, deren wirtschaftliche Lage es er¬
laubt , ergeht daher die Bitte , den ganzen Bürgerstenerbetrag
auf einmal zu begleichen .

Da mangels geeigneter Unterlagen und bei der Kürze der
zur Veranlagung verfügbar gewesenen Zeit das für die Höheder Bürgersteuer maßgebende Einkommen nicht immer festge¬stellt werden konnte, ist mit der Möglichkeit zu rechnen» daßin Einzelfällen der angeforderte Steuerbetrag nicht den Ein¬
kommensverhältnissen des Steuerpflichtigen entspricht. In
solchen Fällen erfolgt ohne weiteres eine Berichtigung der
Steuerschuld , wenn der Steuerpflichtige einen entsprechenden
Antrag stellt und nach Möglichkeit die Höhe seines Einkom¬
mens im Kalenderjahr 1929 nachweist .

Arbeitslose, die an den Fälligkeitstagen vom Arbeitsamt
Arbeitslosen- oder Krisenunterstützung beziehen, ferner alle
Hilfsbedürftigen , die an diesen Tagen beim Fürsorgeamt in
laufender Unterstützung stehen , sowie Kriegsrentenempfänger ,die eine Zusatzrente nach § 88 des Reichsversorgungsgesetzes
empfangen, sind steuerfrei. Sie erhalten zwar auch einen
Forderungszetteel » da die Voraussetzungen für die Steuerfrei¬
heit im Zeitpunkt der Veranlagung noch nicht erfüllt waren ;
sie haben aber weder Zahlung zu leisten, noch bei der Stadt¬
hauptkasse Antrag auf Steuerbefreiung zu stellen , sondern
lediglich ihren Forderungszettel dem sie betreuenden Arbeits¬
amt oder Fürsorgeamt vorzulegen. Das Nähere hierüber ent¬
halten die Anschläge in den Diensträumen dieser Ämter. Nur
Sozialrentner , die nicht zu den eben bezeichneten Unterstüt¬
zungsempfängern zählen und deren Jahreseinkommen 900
Reichsmark nicht übersteigt, müssen unter Vorlage ihres Ren¬
tenbescheids schriftlich bei der Stadthauptkasse oder mündlich
bei der Einzugsstelle Ritterstraße Nr . 5 Antrag auf Steuer »
befreiung stellen .

Im übrigen wird auf die im Anzeigeteil unserer heutigen
Ausgabe veröffentlichte Bekanntmachung der Stadthauptkasseüber die Bürgersteuer verwiesen.

Todesfall. Generaldirektor l)r. d . c . Fritz Winkelstroeter
ist nach längerem Leiden am Montagmitkag gestorben. Nach
langjährigem Aufenthalt im Ausland und wissenschaftlichen
Reisen in Amerika und Afrika, hat er sich in Baden nieder¬
gelassen , wo er eine zeitlang die Biberwerke in Durlach lei¬
tete.

Badische Lichtspiele — Konzerthaus . Was uns die drei
Fratinellis oder Grock für das Variete bedeuten, das bedeuten
für den Film „Pat und Patachon ". Diese zwei luftigen Ge¬
stalten sind geradezu ein Programm geworden. Das Problemdes Raketenautos lösen Pat und Patachon auf ihre eigene
Weise. Wer das sehen will, versäume nicht , das diesmalige
Wochenprogramm zu besuchen . Die Beifilme paffen nicht so
recht zu diesem Faschingsprogramm , dennoch sollen sie nicht
unerwähnt bleiben. Eine Moselreise zeigt uns das Werden
des Moselweines vom Weinstock bis zur Kostprobe . Dabetwird auch die landschaftliche Schönheit des Moseltales nicht
vergeffen. „Die Gewinnung des Kakaos und der Schokolade "
führt uns ein Werkfilm vor. Von dem Rohprodukt, der Kakao¬
bohne, bis zur Schokoladentafel zeigt sich alles im Bilde. —
Daneben die Deulig - Wochenschau mit ihren neuesten Ereig¬
nissen .

Ein Cafe im Konkurs. Der Pächter des Cafe des Westens,Paul Sandowski, hat den Konkurs angemeldet . Das ganzim Stil der „Neuen Sachlichkeit " eingerichtete Etabliffementist seit gestern geschlossen.

Revision »erworfen . Redakteur Walter Weiß aus Schwä.bisch-Hall hatte bekanntlich in der „Badischen Zeitung " -inenden badischen Justizminister Remmele beleidigenden Artikelveröffentlicht. Weiß wurde vom Landgericht Karlsruhe wegenübler Nachrede zu 2 Monaten Gefängnis verurteilt (Urteilvom 21. Nov . 1930) . Seine Revision wurde, nach einer Mel.düng aus Leipzig, im Hinblick auf einen Formfehler der Re -viswnsschrift vom Reichsgericht (I . D . 73/31 vom 10. Febr . 193i >als unzulässig verworfen.

Wetterbericht der Badischen Landeswettrrwarte , Karlsruhevon heute morgen : Eine neue atlantische Störung hat uns stär
'

keres Auffrischen der Westwinde und in tiefen Lagen verbrei-teten Regen, im Gebirge Neuschnee gebracht. Eine Änderungdes rasch veränderlichen und für die Jahreszeit milden Witte-rungscharakters steht vorerst nicht in Aussicht. — Boraussage :Unbeständig, bei zeitweisen starken und in der Höhe stürmi-schen Westwinden. Weitere Niederschläge, Temperaturen we-nig verändert .
Wafferstände: Waldshut 213 plus 8, Basel 25 plus 5. Schu-sterinsel 82 unverändert , Kehl 229 plus 15, Maxau 409 plus 12,Mannheim 302 plus 4, Caub über 200 Zentimeter .

Gemeindevnndstdau
Bürgermeisterwahlen . In Staffort (Amt Karlsruhe ) wurdemit 287 von 454 abgegebenen gültigen Stimmen Reichsbahn-oberinspektorKarl Wilhelm Heidt gewählt. Sein Gegenkandidat,der Landwirt Karl Beideck, erhielt nur 167 Stimmen . — InUnteralpfen (Waldshut ) tritt Bürgermeister Bär , nachdem er27 Jahre lang die Geschicke der Gemeinde geleitet hat, in denwohlverdienten Ruhestand. Zu seinem Nachfolger wurde mit 161von 251 Stimmen Landwirt Leopold Meyer gewählt . — Da dieAmtszeit des Bürgermeisters von Säckingen, Trunzer , dem-

nächst abläuft , muß eine Neuwahl stattfinden . Termin ist aufden 24. Februar anberaumt worden. Es ist damit zu rechnen,daß Trunzer wieder gewählt wird . Der Gemeinderat hat be-
schloffen, von einer Ausschreibung der Stelle Abstand zu neh-men. — In Beuren a . R. (Amt Engen ) wurde der seitherigeBürgermeister Friedrich Haus zum drittenmal einstimmigwiedergewählt. — In üslingen (Amt Engen ) wurde der bis¬herige Bürgermeister Felix Zimmermann mit 297 von 301Stimmen bei 92 Proz . Wahlbeteiligung , wiedergewählt. —
In Dainbach (Bezirk Tauberbischofsheim) , wurde Bürgermei¬ster Ferd . Oehm erneut auf neun Jahre zum Gemeindeober¬haupt gewählt ; ein Gegenkandidat war nicht aufgestellt.

Gemeinderatswahlrn in Ettlingen . Die Dienstag abend in
Ettlingen stattgefundenen Gemeinderatswahlen brachten fol¬gende Resultate : Zentrumspartei abgegeben 15 Stimmen ,3 Gemeinderäte ; Nationalsozialisten 5 Stimmen , 1 Gemeiude-rat ; Bürgervereinigung , Einheitsliste bürgerlicher Parteien(Deutschnationale Volkspartei , Deutsche Volkspartei und
Staatspartei ) und Wirtschaftspartei 23 Stimmen , 5 Gemeinde-räte ; Sozialdemokraten und Kommunisten 17 Stimmen , 3 Ge-meinderäle .

Der Bürgerausschuß Zell >. W . nahm mit Mehrheit den
Nachtragsvoranschlag für 1930/31 an . In ihm ist die Einfüh -
rung der Biersteuer ab 1. März 1931 enthalten .

Universal - Rotations - Vervielfältiger

„OPALO“
Kembiniert für Opalograph-Farbtuch-Typendruok

und Str .- Fote - Umdruok sowie

Opalograph -Flachdrucker
mit selbsttätiger Einfärbung
liefernUmdrucke von Hand« und Mascha
Schrift*Zeichnungen, Pläne» Noten usw . in
unbegrenzterAuflage u. bester Ausführung
Keine Wachs- Matrizen oder dergl.
Neu ! Umdruck von Str .-Fotos . Neu !
Wir bitten unverbindliche Prospekte undVertreterbesuch anzufordern . Ä.978

Opalograph -Comp ., G. m . b. H.
Telefon 3452 Karlsruhe Waldstrafie44

Die Maul - und Klauenseuche in Söllingen ist
erloschen . Die angeordneten Schutzmaßnahmen werden
aufgehoben. R .291

Karlsruhe , den 10. Februar 1931 . O .Z .19
Bad . Bezirksamt — Abteilung IV.

Kiirgerstrurr .
Die nach der Anordnung des Herrn Landeskomm

sär» vom 12. Januar 1931 von der LandeshauptstoKarlsruhe zu erhebende Bürgersteuer für das Re
nunasjahr 1930 ist je zur Hälfte auf 15. Februar u20 . März 1931 fällig. Steuerpflichtig sind alle P ,sonen , die am 19. Oktober 1939 in Karlsruhe wohlen und an diesem Tage über 29 Jahre alt war«Die Steuer wird von allen Pflichtigen — auch v>alle» Lohnsteurrpflichtigen — durch besondere FordrnagSzrttel angefordert, mit deren Zustellung am 1Februar 1931 begonnen wurde. Die näheren Bstimmungen über die Höhe der Steuer , über t
Steuerermäßigungen und -befreiungen enthalten iForderungszettel (Rückseite ) . Ä.9Dir Einzugsstelle für die Bürgerfteuer befindet fitn den Geschäftsräumen des Hauses Ritterstraße Rr .(Ecke Ritter - und Zähringerstraße — Hans K»chliund ist vom 19. Februar 1931 an jeden Werktag vi
^ - 12 llhr geöffnet. Um eine möglichst reibungsloelbwicklung der bare« Einzahlungen zu gewährleistewewen die Steuerpflichtigen durch besondere « «zeig,.« den Tageszeitungen straßenweise zur Zahlung «oesttmmten Tagen aufgerufen . Die barzuzahlend«Steuerpflicht,gen werden dringend gebeten, diese Zalungstage Pünktlich einzuhalteu .Mit dem Bareinzug wird am

Donnerstag , dem 19. Februar 1931, vorm. 8 Uhr.begonnen. Die erste » 3 Einzugstagr , also der 19., 2und 21 . Februar , find für alle Steuerpflichtigen bstimmt, die in den Straßen mit den
Anfangsbuchstaben X, 8 und Lwohnen (Abtstraße bis Charlottenstraße ) . Bei » «itEnng ist der Forderungszettel vorzulegen .

Wer sich die mit der Barzahlung verbundenen un¬
vermeidlichen Unannehmlichkeiten (besonders längeresWarten im Kaffenraum ) ersparen will, zahlt oder über¬
weist an die Stadthauptkasse

bargeldlos
auf eines der auf der Vorderseite des Forderungs¬zettels angegebenen Konten. Dabei darf aber nicht
vergessen werden, das auf der Borderfeite des Forde¬
rungszettels — links oben — aufgedruckte Buchungs¬
zeichen (B .St .Nr . ) genau anzugeben, da sonstdie Gewähr für eine richtige Vereinnahmung nicht ge¬boten werden kann.

Steuerpflichtige, deren wirtschaftliche Berhältniffe es
gestatten, werden ersucht, zur Vereinfachung des Ein¬
zugsgeschäfts den ganzen Steuerbetrag auf ein¬mal zu entrichten.

Anträge auf Steuerermäßigung können, wenn die
Voraussetzungen hierfür vorliegen, schriftlich oder
mündlich gestellt werden; sie sind aber in allen Fällen
zu begründen und womöglich durch Vorlage von Be¬
scheinigungen der Arbeitgeber über die Höhe des Ein¬
kommens im Kalenderjahr 1929 glaubhaft zu machen .Schriftliche Anträge sind — unter genauer Angabedes Buchungszeichens — au die Stadthauptkaffe zu
richten , während mündliche Anträge — unter Vorlagedes Forderungszettels — nur bei der Einzugsstelle im
Hause Ritterstratze Nr. 5 gestellt werden können.Wer an den Fälligkeitstagen (15. Februar und
20. März 1931) Arbeitslosen- oder Krisenunterstützung
bezieht, wer an diesen Tagen laufend öffentliche Für¬
sorge (auch als Kleinrentner ) genießt oder eine Zu¬satzreute nach tz 88 des Reichsversorgungsgesetzesemp¬fängt , wird ohne weiteres von der Bürgerfteuer be¬
freit , wenn er seine « Forderungszettel dem Arbeits¬
amt oder dem Fürsorgeamt vorlegt. Ein besondererAntrag bei der Stadthauptkaffe oder der Einzugs¬
stelle Ritterstraße Nr . 5 ist dann nicht erforderlich.Um Beachtung der im Arbeitsamt und Fürsorgeamt
aushängenden Bekanntmachungen mit der Überschrift
„Bürgersteuer " wird gebeten.

Wer an den Fälligkeitstagen eine Rente aus der
reichsgesetzlichen Sozialversicherung (Invalidenrente .Unfallrente u . dgl.) empfängt und nicht mehr als 900
Reichsmark Gesamtjahreseinkommen hat, wird eben¬
falls von der Bürgersteuer befreit, wenn er schrift¬
lich bei der Stadthauptkaffe oder mündlich bei der
Einzngsstelle Ritterstraße Nr. 5 unter Vorlage seines
FordernngSzettelS und des Rentenbefcheides einen
entsprechende « Antra , stellt.

Karlsruhe , im Februar 1931.

Ktadttzauptkassr .

Wir vergebendie freieLie»
ferung von rund 2400 cbm

Mm
in 6 Losen - Angebote sind
unter Verwendung der von
uns zu beziehenden Vor¬
drucke bis zum 23 . d. M.
einzureichen. R .292

Bonndorf . 9 . Febr .1931.
Badisches Waffer- und

Straßenbauamt.

Areihändiger

Staatt . gorstamt Heidel¬
berg, Dienstag, den 2t . Fe¬
bruar, nachmittags 4 Uhr :
1400 km Nadelstammholz
in 16 Losen , darunter
800 km Mastenholz, 100 km
Strobenabschnitte u . 140 km
Lärchenstämme und Ab-
schnitte . R -290

Losverzeichnis durch das
Forstamt .

A .443 . Karlsruhe . Im
Konkursverfahren über das
Vermögen des Kaufmanns
Wilhelm Fels in Karls¬
ruhe , Waldstraße 6, ist
Termin zur Verhandlung
über den vom Gemein¬

schuldner gemachten
Zwangsvergleichsvorschlag
bestimmt auf Freitag , den
27. Februar 1931, nach¬
mittags 4 Uhr, vor dem
Amtsgericht Karlsruhe ,

Akademiestr. 8, 1 . Stock.
Zimmer Nr . 40 . Der Ver¬
gleichsvorschlag ist auf der
Geschäftsstelle zur Einsicht
der Beteiligten niederge¬
legt. Karlsruhe , den 5.
Februar 1931. Geschäfts¬
stelle de» Amtsgerichts A 9.

WchfthM' uni)
(Mittung.

Das Bad. Waffer- und
Straßenbauamt Offen¬

burg vergibt im Wege oes
öffentlichen Wettbewerbs
nach den Bestimmungendes Finanzministeriums v.
27 . Juli 1922 und vom 22.
Juli 1924 die freie Liefe¬
rung von Walzschotter,
Walz- und Teergrus fürLand - und Kreisstraßenim Jahre 1931. R .263

Angebotsvordrucke sind
auf dem Geschäftszimmer
des Bauamts erhältlich,
woselbst auch die Bedin¬
gungen zur Einsicht durch
die Bewerber aufliegen .

Die Angebote find bis
spätestens Montag , den
16. Februar 1931, vormit¬
tags 19 Uhr» verschlossen,mit der Aufschrift „Schot¬
terliefer ««, ", aus dem Ge¬
schäftszimmer de» Bau¬
amts einzuretchen.

Zuschlagsfrist 14 Tage.

A.444 . Karlsruhe , über
das Vermögen der Firma
Carl Fishel, Inhaber Earl
Fishel, Kaufmann in
Karlsruhe , Kaiserftr. 141,wurde heute nachmittag 5
Uhr Konkurs eröffnet.
Konkursverwalter ist Bü¬
cherrevisor Hermann Mau¬
ser in Karlsruhe , Rüp-
purrer Str . 6. Konkursfor¬
derungen sind bis zum 16.
März 1931 beim Gericht
anzumelden . Termin zur
Wahl eines Verwalters ,eines Gläubigerausschus-

ses , zur Entschließungüber
die in 8 132 der Konkurs¬
ordnung bezeichneten Ge¬
genstände ist am Freitag ,
den 6. März 1931, nach¬
mittags 4 Uhr, und zur
Prüfung der angemelde¬
ten Forderungen : Frei¬
tag, den 27. März 1931,
nachmittags 4 Uhr, vor
dem Amtsgericht Karls¬
ruhe , Akademiestraße 8,
1 . Stock, Zimmer Nr . 40.
Wer Gegenstände der Kon¬
kursmasse besitzt oder zur
Masse etwas schuldet, darf
nichts mehr an den Ge¬
meinschuldner leisten. Der
Besitz der Sache und ein
Anspruch auf abgeson¬
derte Befriedigung daraus
ist dem Konkursverwalter
bis 16. März 1931 anzu¬
zeigen. Karlsruhe , den 9.
Februar 1931 . Geschäfts¬
stelle des Amtsgerichts
A 9. ,

21.445 . Karlsruhe . Über
das Vermögen der Komu-
sina, Gesellschaft m. b . H.
in Karlsruhe , Amalien¬
straße 85, wurde heute
vormittag 10 )4 Uhr Kon¬
kurs eröffnet . Konkursver¬
walter ist Rechtsanwalt
vr . Gönner , hier, Karl -
Friedrich-Str .18. Konkurs¬
forderungen sind bis zum
1 . März 1931 beim Ge¬
richte anzumelden . Ter -
min zur Wahl eines Ver¬
walters , eines Glüubiger-
ausschuffes, zur Entschlie¬
ßung über die in 8 132
der Konkursordnung be¬
zeichneten Gegenstände u.
zur Prüfung der angemel¬
deten Forderungen ist am :
Donnerstag , den 5. März
1931, vormittags 10 Uhr,
vor dem Amtsgericht
Karlsruhe . Akademiestr. 8,
2. Stock. Zimmer Nr. 139.
Wer Gegenstände der Kon¬
kursmasse besitzt oder zur
Masse etwas schuldet , darf
nichts mehr an den Ge¬
meinschuldner leisten. Der
Besitz der Sache und ein
Anspruch auf abgeson¬
derte Befriedigung daraus
ist dem Konkursverwalter
bis 25. Februar 1931 an¬
zuzeigen. Karlsruhe , den
10. Februar 1931. Ge¬
schäftsstelle des Amtsge¬
richts A 6.

Karlsruhe. A .440
Güterrechtsregistereinträge .

1 . Zu Band II , Seite 44 :
Schott Franz Anton, Kauf,
mann , Karlsruhe und Luise
geb . Ros . Vertrag vom 12.
Dezember 1930 . Güter¬
trennung .

2 . Seite 45 : Rimmeli»
Josef , Kaufmann , Karls -
ruhe und Rosa, geb . Karl.
Verttag vom t4 . Jan . 1931.
Güterttennung . 3. II . 31.

3 . Seite 46 : Reck Wil.
helm.Molkereibesitzer .KarlS-
ruhe und Katharina , geb .
Kestler , verw. Schramm .
Vertrag vom 17. Okt. 1930.
Gütertrennung . 4. II . 31 .

4 . Seite 47 : Ritter Ru¬
dolf. Schloffer, Karlsruheund Marie , geb . Schwab.
Vertrag vom 20. Januar1931 . Güterttennung .

5. Seite 48 : Hanth Herr,mann , Landwirt und Bür¬
germeister, Staffort und
Frieda geb . Glaser . Ver¬
trag vom 7. Januar 1931 .
Gütertrennung . 6. II . 31.

Anttsgericht Karlsruhe.

Freitag , den 13 . Febr . 1931

Künstlerische Leitung :
Or . Waag

Musikalische Leitung :
Alle Kapellmeister

Einstudierung der Tänze :
Harald Josef Fürstenau

Ansager : Felix Baumbach
Mitwirkende :

DaS gesamte Personal
Anfang 19 '/, Ende 22' /,

Preise 1—8 XJi

Sa . 14 . 2. Fastnacht-Kaba¬
rett . So . 15. 2 . Nachm. :
Fastnacht-Kabarett . Abds. :
Fastnacht-Kabarett Mo.
16. 2. Fastnacht -Kabarett .

Die . 17 . 2 . Fastnacht-
Kabarett .

Druck G . Braun . Karlsruhe .
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